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der Gemeinde gehörige, sondern eine der Gemeinde durch Landesgesetz
übertragene Angelegenheit ist, für deren Besorgung das Gesetz eigene
Verfahrensvorschriften einführt. Diese schließen daher im Umfang
ihrer Geltung die konkurrierende Anwendung der Gemeindeordnung
aus.

Aus diesen Erwägungen war der Beschwerde der Erfolg zu ver~
sagen. Über den rechtzeitig gestellten Antrag war die Beschwerde
gemäß Art. 144 Abs. 2 B.-VG. bzw. § 87 Abs. 3 VerfGG. 1953 zur
weiteren Prüfung, ob der Beschwerdeführer durch den angefochtenen
Bescheid in einem sonstigen Rechte verletzt wurde, dem Verwaltungs-
gerichtshof abzutreten.

2905
Kompetenzfeststellung auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens
(Herstellung, Um- und Ausgestaltung der Kreuzungen von
Eisenbahnen und Straßen sowie Regelung der Kostentragung
solcher baulicher Maßnahmen). Zur Auslegung des Begriffes
"Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen". Kreuzungswesen
als eisenbahnrechtliche Angelegenheit. Eisenbahnwesen als Teil

des Verkehrswesens.
Erk. v. 6. Dezember 1955, K lI-I/55.

I.
Die Erlassung eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Kreuzungen

von Eisenbahnen und Straßen vom 4. juli 1939, DRGBI. I S. 1211, die Ver-
ordnung über die Einführung des Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen
und Straßen in den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau Sudetenland
vom 13. juli 1940, DRGBI. I S. 988, die Verordnung zur Durchführung des
Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen vom 5. juli 1939,
DRGBI. I S. 1215, und die zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen vom 30. August 1941,
DRGBl. I S. 546, aufgehoben werden, fällt als eine Angelegenheit des "Ver-
kehrswesens bezüglich der Eisenbahnen" in die Kompetenz des Bundes
(Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG.).

11. Rechtsatz:
"Die Regelung der Herstellung, Um- und Ausgestaltung der Kreuzungen

von Eisenbahnen und Straßen sowie die Regelung der Tragung der Kosten
solcher baulicher Maßnahmen steht als Angelegenheit des ,Verkehrswesens
bezüglich der Eisenbahnen' gemäß Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG. in der Fassung
von 1929 in Gesetzgebung und Vollziehung dem Bunde zu."

Sachverhalt:-
Die Bundesregierung hat dem Verfassungsgerichtshof den Ent-

wurf eines Bundesgesetzes über die Aufhebung des Gesetzes über
Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen vom 4. Juli l.!~39,
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DRGBl. I S. 1211, mit dem Antrag vorgelegt, gemäß Art. 138 Abs. 2
B.-VG. inder Fassung von 1929 festzustellen, daß Maßnahmen, wie sie
in dem Gesetzentwurf vorgesehen sind, in Gesetzgebung und Voll-
ziehung Bundessache sind.

Entscheidungsgründe :
Das Gesetz über die Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen

vom 4. Juli 1939, DRGBl. I S. 1211, das durch § 2 des R-ÜG. vom 1. Mai
1945, StGBl. Nr. 6, als österreichische Rechtsvorschrift vorläufig in
Geltung gesetzt ~worden ist, hatte sich zwei Aufgaben gesetzt, näm-
lich 1. Bestimmungen über die Herstellung, Um- und Ausgestaltung
von Kreuzungen zwischen Eisenbahnen und Straßen zu treffen und
2. die Frage zu regeln, wer die Kosten solcher baulicher Maßnahmen
zu tragen hat.

Zur Erlassung eines Gesetzes, mit dem das Kreuzungsgesetz
aufgehoben werden soll, ist daher die Bundesgesetzgebung und -Voll-
ziehung nur zuständig, wenn und soweit die beiden Angelegenheiten,
die das Gesetz regelt, nach den Kompetenzartikeln. des heute in
Geltung stehenden B.-VG. 1929 Bundessache nach Art. 10 Abs. 1
Z. 9 B.-VG. sind. Gibt nun der Wortlaut der Kompetenztatbestände
nicht ohne,yeiters Antwort auf die gestellte Frage, dann ist davon
auszugehen, daß, wie der Verfassungsgerichtshof schon wiederholt
(z. R Erk. Slg. Nr. 2500, 2721) erkannt hat, das B.-VG. die Begriffe,
die es bei Aufstellung des Kompetenzkataloges verwendet, in jener
Bedeutung gebraucht, die ihnen in der einfachen Gesetzgebung nach
deren Stand im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kompetenz-
artikel, d. i. am 1. Oktober 1925, zukam. Mit Rücksicht darauf, daß
die Bundesregierung die Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz
nach Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG. für den Bund in Anspruch nimmt
(ein anderer Kompetenztatbestand, aus dem die Kompetenz des
Bundes abgeleitet werden könnte, kommt gar nicht in Frage), hängt
die Entscheidung über den Antrag der Bundesregierung daher davon
ab, ob die Regelung des Kreuzungswesens nach der am 1. Oktober
1925 bestandenen Rechtslage als Bestandteil des "Verkehrswesens
bezüglich der Eisenbahnen" (Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG.) anzusehen war.

Die rechtsgeschichtliche Entwicklung des Eisenbahnwesens einer-
seits und des Straßenwesens andererseits rechtfertigt die Feststellung,
daß die Verwaltungsaufgaben, die sich aus der Kreuzung von Eisen-
bahn und Straße ergeben, in Österreich seit jeher von jenen Zentral-
stellen besorgt wurden, zu deren Ressort das Eisenbahnwesen gehört
hat und daß diese Aufgaben ausschließlich in eisenbahnrechtlichen
Vorschriften geregelt waren. Zunächst gehörte das Eisenbahnwesen
seit dem Aufkommen von Eisenbahnen im Jahre 1824 zum Geschäfts-
kreis der vereinigten Hofkanzlei, wurde dann aber durch ein Aller-
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höchstes Handschreiben vom 19. Dezember 1841 der allgemeinen Hof-
kammer zugewiesen, wo es bis zum 12. Mai 1848, dem Tag der Auf-
lösung der vereinigten Hofkanzlei und der allgemeinen Hofkammer ,
verblieb. Einen Teil der Aufgaben dieser beiden Behörden übernahm
dann das am 29. Mai 1848 gegründete Ministerium für öffentliche
Arbeiten, dem auch das Eisenbahnwesen übertragen wurde. Mit der
Auflösung dieses Ministeriums am 21. November 1848 ging die Zu-
ständigkeit auf das neugeschaffene Ministerium für Handel, Gewerbe
und öffentliche Bauten über und bei dieser Regelung blieb es, bis es
wegen der starken Entwicklung des Eisenbahnwesens notwendig
wurde, dessen Angelegenheiten einer eigenen Behörde zu übertragen.
Zu diesen Angelegenheiten gehörte insbesondere die Konzessionierung,
die Baugenehmigung und die Beaufsichtigung hinsichtlich der Eisen-
bahnen. Die Behörde, der diese Agenden übertragen wurden, war
das mit Kundmachung des Handelsministers. und des Eisenbahn-
ministers vom 19. Jänner 1896, RGBl. Nr. 16, errichtete ehemalige
Eisenbahnministerium, das unter dem späteren Namen "Staatsamt

. für Verkehrswesen" und "Bundesministerium für Verkehrswesen"
bis 9. April 1923 bestehen blieb.

Das Straßenwesen gehörte zunächst, wie das Eisenbahnwesen, zur
Vereinigten Hofkanzlei. Nach der Ausscheidung des Eisenbahnwesens
aus dem Zuständigkeitsbereich dieser Behörde im Jahre 1841 ressor-
tierte das Straßenwesen zu einer anderen Zentralbehörde als das Eisen-
bahnwesen. An die Stelle der Vereinigten Hofkanzlei trat nach einem
Ministerialerlaß vom 29. März 1848 das Ministerium des Innern, das
für die Straßenangelegenheiten zuständig blieb. Diese Zuständigkeit
wurde, obwohl sie schon nach dem RGBl. NI'. 415/1849 und NI'. 193/
1859 außer Zweifel stand, später durch die Ministerialverordnung vom
20. April 1861, RGBl. NI'. 49, neuerlich festgelegt, weil das Ministerium
des Innern inzwischen in "Staatsministerium " umbenannt worden
war, später aber seinen ursprünglichen Namen wieder erhalten hatte.
Seit der Errichtung des Ministeriums für öffentliche Arbeiten (RGBl.
NI'. 123/1908 und NI'. 124/1908) gehörten zum Geschäftsbereich dieses
Ministeriums legislative, allgemeine technische und administrative
Angelegenheiten des Straßenwesens, aus gen 0 m m end ie na ch den
bestehenden Gesetzen und Verordnungen dem Eisenbahn-
ministerium zugewiesenen Straßenangelegenheiten. Als dann
das Bundesministerium für Handel und Gewerbe errichtet wurde,
gingen die Angelegenheiten des Straßenwesens auf dieses Ministerium
über. Erst infolge der Schaffung des Bundesministeriums für Handel
und Verkehr durch die Verordnung der Bundesregierung, BGBl.
NI'. 199/1923, gehörten beide Verwaltungsgebiete (Eisenbahnen und
Straßen) in den Zuständigkeitsbereich desselben Ministeriums.
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Die gesetzliche Grundlage aller Maßnahmen auf dem Gebiete des
Kreuzungswesens bildete hinsichtlich der Konzession das Eisenbahn-
konzessionsgesetz (Verordnung vom 14. September 1854, RGBl.
NI'. 238) hinsichtlich der Baugenehmigung die Verordnung des Handels-
ministeriums vom 25. Jänner 1879, RGB!. NI'. 19. Und zwar regelt
§ 10 lit. c und d des Eisenbahnkonzessionsgesetzes die finanzielle Seite,
während die Verordnung vom 25. Jänner 1879 durch das Baugenehmi-
gungsverfahren die technischen Anforderungen festlegte.

Von Seite der Straßengesetzgebung ist weder eine finanzielle noch
eine technische Regelung des Zusammentreffens von Schiene und
Straße erlassen worden. Nur die Eisenbahnzufahrtsstraßen sind in
der Landesgesetzgebung geregelt worden (Steiermark: LGB!. NI'. 3/
1878; Tirol: LGB!. NI'. 61/1899; Vorarlberg: LGB!. NI'. 19/1873;
Salzburg : LGB!. NI'. 19/1872; Oberösterreich : LGB!. NI'. 2/1873 und
NI'. 43/1900; Niederösterreich: LGB!. NI'. 24/1874; Kärnten:
tGB!. NI'. 22/1881).

Wenn hiezu die Kärntner Landesregierung behauptet, daß der
Hinweis der Bundesregierung auf § 10 lit. c und d des Eisenbahn-
konzessionsgesetzes überhaupt verfehlt sei, weil dieses Gesetz lediglich
einseitig die der Eisenbahnunternehmung nach dem Eisenbahn-
konzessionsgesetz und der Eisenbahnbetriebsordnung obliegenden
Pflichten, nicht aber auch die Rechte und Pflichten des Straßen-
erhaltungspflichtigen regle, ist ihr entgegenzuhalten, daß jede Fest-
legung des Umfanges, in dem die Kosten baulicher Maßnahmen an der
Straße die Eisenbahnunternehmung treffen, zugleich auch eine Be-
grenzung der Pflichten oder eine Erweiterung der Rechte des Straßen-
erhaltungspflichtigen mit sich bringt und deshalb nicht als einseitig
bezeichnet werden kann. Richtig ist wohl, daß die durch das Eisen-
bahnkonzessionsgesetz geschaffene Regelung unzureichend wurde,
als infolge der Steigerung des Straßenverkehrs Fälle eintraten, in
denen eine Kreuzung nicht durch den Bahnbetrieb, sondern durch den
Straßenverkehr notwendig wurde und daß in solchen Fällen zu dem
Auskunftsmittel eines Übereinkommens zwischen Eisenbahn und
Straßenverwaltung gegriffen wurde. Aber diese Unvollständigkeit der
Regelung ändert nichts daran, daß es sich, soweit überhaupt Normen
bestanden, ausschließlich um eisenbahnrechtliche VOI'schriften han-
delte. Es kann darauf hingewiesen werden, daß auch der Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes in zahlreichen, von der
Bundesregierung bezogenen Entscheidungen die Ansicht zugrunde
liegt, daß das Kreuzungswesen eine Angelegenheit des Eisenbahn-
rechtes ist. Das gilt auch für die Rechtsprechung jener Zeit, in der
bereits die schon erwähnte Frage aufgetaucht war, wer für die Kosten·
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einer durch den Straßenverkehr notwendig' gewordenen Kreuzung
aufzukommen hat.

Die Angelegenheiten des Kreuzungswesens wurden also faktisch
und unwidersprochen ausschließlich von der für das Eisenbahnwesen
zuständigen Gesetzgebung und den Eisenbahnbehörden geregelt.
Sie bildeten einen Bestandteil des Eisenbahnwesens und gehörten
demgemäß nach Art. 11 lit. d des Grundgesetzes vom 21. Dezember
1867, RGBL Nr. 141, zum Gesetzgebungsbereich des Reichsrates
("Angelegenheiten des Post-, Eisenbahn-, Schiffahrts- und sonstigen
Reichscommunikationswesens") .

An dieser Rechtslage ist bis zum 1. Oktober 1925 keine Änderung
eingetreten. Auch das Gesetz vom 8. Juli 1921, BGBL Nr. 387, be-
treffend die Bundesstraßen, brachte keine Regelung des Kreuzungs-
wesens. Dasselbe gilt auch vom Bundesstraßengesetz vom 18. Fe-
bruar 1948, BGBL Nr. 59, in seiner heutigen Fassung. Die Ansicht,
daß das Kreuzungswesen eine eisenbahnrechtliche Angelegenheit ist,
hat aber gerade von der Straßengesetzgebung her eine Bestätigung
dadurch erfahren, daß § 71 des Straßenpolizeigesetzes, BGBL Nr. 46/
1946, sowohl in seiner Überschrift wie auch durch seinen Inhalt die
Vorschriften über die Sicherung und Benützung schienengleicher
Eisenbahnübergänge als "Eisenbahnrechtliche Vorschriften" be-
zeichnet und § 78 ausdrücklich auf die Vollziehung durch das Bundes-
ministerium für Verkehr hinweist.

Fraglich könnte nur sein, ob nicht die Änderung der Fassung des
Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG. 1929, gegenüber Art. 11 lit. d des Grund-
gesetzes über die Reichsvertretung vom 21. Dezember 1867, RGBL
Nr. 141, eine Verengung der Gesetzgebungskompetenz des Bundes
gegenüber der des Reichsrates mit sich brachte. Während nämlich
Art. 11 lit. d des Grundgesetzes dem Wirkungskreis des Reichsrates
das "Telegraphen-, Post-, Eisenbahn- und Schiffahrt und sonstige
Reichscommunikationswesen" zuweist, zählt Art. 10 Abs. I Z. 9
B.-VG. das "Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen" und später,
getrennt davon, das "Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesen" auf.
Allein abgesehen davon, daß, wie der Verfassungsgerichtshof bereits
in seinem Erk. Slg. Nr. 2192 ausgesprochen hat, durch den Gebrauch
des Wortes "Wesen" das gesamte betreffende Verwaltungsgebiet aus I!

der Länderkompetenz herausgehoben wird, in Zweifelsfällen daher ein
Kompetenztatbestand, der vom B.-VG. auf diese Art bezeichnet
wird, umfassend auszulegen ist, kann im vorliegenden Falle auch daran
nicht vorb~igegangen werden, daß der Begriff "Verkehrswesen" o.der,
wie Art. IIlit. d des Grundgesetzes von 1867 sagt, "Kommunikations-
wesen" der Oberbegriff ist, der alle Ortsveränderungen von Personen
und gütern umfaßt und demgegenüber Post, Telegraph, Schiffahrt
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und Eisenbahnen als Unterarten erscheinen. Wenn daher Art. 10
Abs. 1 Z. 9 B.-VG. das "Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen."
der Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz des Bundes zuweist,
so bedeutet dies keine Einschränkung in dem Sinne, daß nur ein Teil
des Eis~nbahnwesens, nämlich das Verkehrswesen in einem engeren
Sinne der Kompetenz des Bundes angehört, sondern es ist damit
umgekehrt das gesamte Eisenbahnwesen als ein Teil des Verkehrs-
wesens gemeint und das gleiche gilt auch für die Schiffahrt und Luft-
fahrt. Deshalb sind in Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG. die übrigen Zweige
des Verkehrswesens, nämlich Kraftfahrwesen, Straßenwesen - dieses
übrigens mit der ausdrücklichen Einschränkung auf Bundesstraßen -,
ferner Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesen gesondert angeführt.

Ist sonach unter dem "Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen"
im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B.-VG. das Eisenbahnwesen überhaupt
zu verstehen, so kann nicht zweifelhaft sein, daß das Kreuzungswesen,
das, wie ausgeführt wurde, nach dem Stande der Gesetzgebung bis
zum 1. Oktober 1925 als eine Angelegenheit des Eisenbahnwesens
anzusehen war, auch seither in Gesetzgebung und Vollziehung Bundes-
sache ist. Es bleibt für diese Zuständigkeit daher gleichgültig, ob die
Straßen, die an dem Zustandekommen der Kreuzung beteiligt sind,
zu den Bundesstraßen im Sinne des Gesetzes, BGBI. Nr. 59/1948,
gehören oder nicht.

2906
Verletzung des Rechtes auf persönliche Freiheit. Festnahme ohne
rechtliche Voraussetzung. Weigerung der Befolgung einer rechts-
widrigen Anordnung. Aufstellung eines Marktstandes. Zum
Begriff "ungestümes Verhalten" nach Art. VIII Abs. llit. b EGVG.

Erk. v. 6. Dezember 1955, B 149/55.

Durch die am 26. Mai 1955 von Organen des Gendarmeriepostens
Oberpullendorf vorgenommene Verhaftung des Beschwerdeführers und durch
die Anhaltung in Verwahrungshaft durch etwa zwei Stunden wurde dieser
in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte der Freiheit der
Person verletzt.

Entscheidungsgründe :

Der Beschwerdeführer Kar! Sch. wurde am 26. Mai 1955 gegen
7 Uhr 15 Min. früh in Oberpullendorf im Auftrage des Gendarmerie-
postenkommandanten Oberpullendorf von dem Gendarmen Josef G.
festgenommen.


